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Unterrichtung 

durdi die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung einer Erhebung 
über die Verdienste der ständig in der Landwirtschaft beschäftigten Arbeiter 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 213, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zur Erfüllung der ihr nach dem Vertrag, insbe- 
sondere nach den Artikeln 2, 39, 117, 118, 119 und 
122 obliegenden Aufgaben muß die Kommission 
über die Lohnsituation und -entwicklung in den Ge- 
meinschaftsländern unterrichtet sein. 

Im Gegensatz zu den Bereichen der Industrie und 
des Dienstleistungsgewerbes gibt es auf Gemein- 
schaftsebene noch keine vergleichbaren Lohnstatisti- 
ken für die Landwirtschaft. Diese Lücke soll nun- 
mehr geschlossen werden. 

Die wenigen in den Mitgliedstaaten verfügbaren 
statistischen Unterlagen über die Löhne der Land- 
arbeiter gestatten derzeit noch keine zuverlässigen 
Vergleiche. Eine spezifische Gemeinschaftserhebung, 
die nach einheitlichen Definitionen und Merkmalen 
durchgeführt wird, erscheint deshalb unumgänglich. 
Die bei einer Lohnuntersuchung im Bereich der 
Landwirtschaft naturgemäß auftretenden Schwierig- 
keiten zwingen zu einem stufenweisen Vorgehen; 
zunächst sind daher die Löhne der ständigen Land- 
arbeiter zu erfassen. 

Es ist technisch möglich und wirtschaftlich sinn- 
voll, eine solche Erhebung im Stichprobenverfahren 
durchzuführen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 


Artikel 1 

Die Kommission wird beauftragt, eine Erhebung 
über die Effektivverdienste der ständig beschäftig- 
ten Arbeiter in der Landwirtschaft auf der Grund- 
lage der statistischen Angaben für den Monat April 
1974 durchzuführen. 

Artikel 2 

Die Erhebung erstreckt sich auf alle Betriebe mit 
ständig beschäftigten Arbeitern, die Tätigkeiten aus- 
üben, welche von der Klasse 01 der Allgemeinen 
Nomenklatur der Wirtschaftstätigkeiten in den Euro- 
päischen Gemeinschaften (NAGE) abgegrenzt und 
definiert sind, mit Ausnahme jener Betriebe, deren 
Tätigkeit ausschließlich oder überwiegend in der 
Landschaftsgärtnerei, in der Ausführung landwirt- 
schaftlicher Nebentätigkeiten oder in der Jagd be- 
stehen. 

Artikel 3 

Die Erhebung wird im Stichprobenverfahren durch- 
geführt. 

Die Arbeitgeber sind verpflichtet, für ihre in der 
Stichprobe erfaßten Betriebe die erforderlichen Aus- 
künfte im Rahmen der Erhebung gemäß nachstehen- 
den Bestimmungen zu erteilen. 

Artikel 4 

Die Erhebung besteht darin, bei jedem Betrieb und 
jedem ständig Beschäftigten auf die sich die Stich- 
probe bezieht, Angaben über den Bruttobarverdienst 
für April 1974, den Empfang oder Nichtempfang von 
Naturalleistungen, das Geschlecht, das Alter, die be- 
rufliche Qualifikation, die Art der ausgeübten Tätig- 
keit, die Lohnberechnungsgrundlage und die Anzahl 
der entlohnten Stunden zu ermitteln. 
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Artikel 5 

Die Statistischen Ämter der Mitgliedstaaten holen 
die Auskünfte ein. 

Die Kommission regelt in Zusammenarbeit mit den 
Statistischen Ämtern der Mitgliedstaaten die tech- 
nischen Einzelheiten der Erhebung sowie die Moda- 
litäten für die Übermittlung der Ergebnisse an die 
Kommission. 


Artikel 6 

Die im Rahmen der Erhebung gelieferten individuel- 
len Auskünfte dürfen nur zu statistischen Zwecken 
verv/endet werden. Es ist verboten, sie für steuer- 
liche Zwecke zu benutzen oder sie an Dritte weiter- 
zugeben. 

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen, 
um alle Verstöße 

a) gegen die in Artikel 3 genannte Auskunftspflicht, 

b) gegen die in Absatz 1 genannte Geheimhaltungs- 
pflicht 

zu ahnden. 


Artikel 7 

Die von den Mitgliedstaaten für die Erhebung ge- 
machten Aufwendungen gehen zu Lasten der im 
Haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften für 
diesen Zweck bereitgestellten Mittel. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
18. Februar 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Ar 8/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 30. Januar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Zur Erfüllung der ihr vom Vertrag übertragenen 
Aufgaben muß die Kommission die Situation der 
Löhne und Gehälter kennen und deren Entwicklung 
in den Ländern der Gemeinschaft beobachten. Zu 
diesem Zweck benötigt sie daher entsprechende sta- 
tistische Unterlagen. 

Unter diesem Gesiditspunkt wurde ein zusammen- 
hängendes System vergleichbarer Statistiken über 
Löhne und Gehälter schrittweise erstellt in Form 
gemeinschaftlicher Erhebungen und in Zusammen- 
arbeit mit den nationalen Statistischen Ämtern. Aber 
diese Gemeinschaftserhebungen betreffen bisher 
aussdiließlich die Bereidie der Industrie, des Ver- 
kehrs und der Dienstleistungen, während die Land- 
wirtsdiaft außerhalb des Feldes dieser Untersuchun- 
gen blieb. 

Um den dringendsten Anforderungen zu entsprechen, 
wie sie in der aus Vertretern der Regierungen und 
der Sozialpartner bestehenden zuständigen Arbeits- 
gruppe definiert wurden, wurden Arbeiten unter- 
nommen, die zunädist zu einer regelmäßig durchzu- 
führenden jährlichen Erhebung über die Effektiv- 
verdienste der landwirtsdiaftlichen Arbeitnehmer 
unter Berücksichtigung bestimmter individueller 
Merkmale wie Geschlecht, Alter und berufliche Qua- 
lifikation führen soll. Eine Probeerhebung zur Prü- 
fung eines Fragebogenentwurfs und einer Untersu- 
chungsmethode hat 1971 stattgefunden. Anhand der 


aus dieser Probeerhebung gezogenen Erfahrungen 
ist die inzwischen um die Vertreter der neuen Mit- 
gliedsländer erweiterte Arbeitsgruppe am 3. Juli 
1973 zu einer endgültigen Einigung über die Durch- 
führungsbedingungen der Erhebung gelangt. Es wur- 
de insbesondere vereinbart, daß die Erhebung zu- 
nächst allein auf die ständigen Arbeiter beschränkt 
werden soll und daß sie im April 1974 ihren Anfang 
haben könnte. 

Der anliegende Verordnungsentwurf, den die Kom- 
mission dem Rat unterbreitet, entspricht im übrigen 
dem Beschluß des Rates vom 19. Oktober 1971 über 
die Billigung des sozialstatistischen Programms für 
die nächsten Jahre, welches ausdrücklich die Einfüh- 
rung einer Statistik über die Verdienste in der Land- 
wirtschaft vorsieht. 

Nach Artikel 7 dieses Verordnungsentwurfs werden 
die von den Mitgliedsländern für die Erhebung ge- 
machten Aufwendungen den im Haushalt der Euro- 
päischen Gemeinschaften vorgesehenen Krediten an- 
gelastet. Unter Zugrundelegung von RE 10 je be- 
fragten Betrieb können die 1974 für eine zuverläs- 
sige Durchführung der Erhebung benötigten Mittel 
auf RE 400 000 angesetzt werden. 


Vgl. insbesondere folgende Dokumente des Rats: R/1220/ 
3/71 (SOC 125 rev. 3) und R/2277/71 (SOG 209) 
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